Kurzprotokoll
entsprechend § 41b (5) GemO

Uber die é6ffentlichen Verhandlungen und Beschlisse
des Ausschusses fir Technik und Umwelt am 17.09.2019

Beginn: 18:05 Uhr Ende: 18:20 Uhr
TOP 1
Bekanntgaben

Baumfillung Silcherstrale

BM Richter gibt bekannt, dass fiir die Umsetzung der Baumalinahme bei der Firma Index
wahrend der Bauphase eine provisorische Parkplatzzufahrt von der Silcherstralie geschaffen
werden soll.

Hierflir muss ein Baum der Baumreihe gefallt werden, der nach Beendigung der Arbeiten
ersetzt wird.

TOP 2

Bauantrag

Stuttgarter StraBe 41, Fist. 1094/6

- Umbau und Nutzungsanderung Spanesilo in Wohnturm

Beschluss:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.
2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach
§ 36 Abs. 1 BauGB.
TOP 3
Bauantrag
BahnhofstraBe 16, Fist. 107/6
- Errichtung einer Werbeanlage
Beschluss:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.
2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach
§ 36 Abs. 1 BauGB.
3. Das Einvernehmen wird unter Berticksichtigung der folgenden Auflage

3.1 Der Ausleger an der Hausecke ist unbeleuchtet auszufuhren.

erteilt.



TOP 4

Bauantrag

Schorndorfer StraRe 45, Fist. 832/17

- Nutzungsanderung Hobbyraum zu Biiro

Beschluss:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.
2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach

§ 36 Abs. 1 BauGB.

TOP 5

Bauantrag

Ulmer StraBe 13, Fist. 2079

- Nutzungsanderung Geschaftsraume in Wohnung

Beschluss:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.
2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach
§ 36 Abs. 1 BauGB.
TOP 6
Bauantrag
Schorndorfer Strafe 25, Flst. 6/3
- Um- /Anbau bestehendes Gebaude
- Energetische Sanierung
Beschluss:
1. Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.
2. Die Gemeinde erteilt dem vorliegenden Bauantrag ihr Einvernehmen nach
§ 36 Abs.1 BauGB.
3. Das Einvernehmen wird unter Berucksichtigung der folgenden Auflagen

3.1 Oberflachenwasser von privaten Grundstlicken ist entsprechend der

Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstlick schadlos zu beseitigen

und darf nicht auf 6ffentliche Flachen abgeleitet werden. Entsprechende
Entwasserungsrinnen sind herzustellen.

3.2 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen
eingeleitet werden.

3.3 Die Dachflachen des Carports und des Flachdachs sind mit einer extensiven

Dachbegriinung zu versehen.

3.4  Samtliche Kosten fiir Anderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom

Bauherrn zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkung, Absenkung und Verstarkung

des Gehweges unter Einhaltung des Regelprofils usw.).



3.5

Die Abgrenzung zwischen o6ffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstiick
im Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder dhnlichem
nach Rucksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. Die anfallenden
Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn.

3.6 Beschadigungen durch das Bauvorhaben an 6ffentlichen Verkehrsflachen
missen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf
Kosten des Bauherrn beseitigt werden.

3.7  Vor Beginn und nach Abschluss der Baumalnahme ist gemeinsam mit dem
Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der
offentlichen Flachen im Bereich der Baumaflnahme durchzufihren.

erteilt.

TOP 7
Bauantrag

Talweg 20, Fist. 897/7
- Errichtung eines PKW-Stellplatzes

Beschluss:

Von der Sachdarstellung der Verwaltung wird zustimmend Kenntnis genommen.

Fir die notwendige Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauGB von den Festsetzungen des
Bebauungsplanes ,Schorndorfer Strale” wird das Einvernehmen der Gemeinde nach
§ 36 Abs. 1 BauGB erteilt.

Das Einvernehmen wird unter Berticksichtigung der folgenden Auflagen

3.1 Oberflachenwasser von privaten Grundstlicken ist entsprechend der
Abwassersatzung der Gemeinde auf dem Grundstiick schadlos zu beseitigen
und darf nicht auf 6ffentliche Flachen abgeleitet werden. Entsprechende
Entwasserungsrinnen sind herzustellen.

3.2 Der Versiegelungsgrad der Stellplatzflache ist durch die Verwendung von
wasserdurchlassigen Belagen (Rasenpflaster-, Beton-oder Natursteinen oder
wassergebundene Belage) so gering wie mdglich zu halten. Der gesamte
Aufbau muss wasserdurchlassig ausgebildet sein.

3.3 Drainage- und Grundwasser darf nicht in die 6ffentlichen Abwasseranlagen
eingeleitet werden.

3.4 Samtliche Kosten fiir Anderungsarbeiten im Bereich der Zufahrt sind vom
Bauherrn zu tragen (z.B. Bordsteinabsenkung, Absenkung und Verstarkung
des Gehweges unter Einhaltung des Regelprofils usw.).

3.5 Die Abgrenzung zwischen 6ffentlichem Verkehrsraum und Privatgrundstuick
im Bereich der Zufahrt muss aus Betoneinfassungssteinen oder ahnlichem
nach Rlcksprache mit dem Ortsbauamt hergestellt werden. Die anfallenden
Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn.

3.6 Beschadigungen durch das Bauvorhaben an offentlichen Verkehrsflachen
mussen entsprechend den Vorgaben des Ortsbauamtes der Gemeinde auf
Kosten des Bauherrn beseitigt werden.



3.7 Vor Beginn und nach Abschluss der Baumalinahme ist gemeinsam mit dem
Ortsbauamt eine Begehung zur Beweissicherung und Bestandsaufnahme der
offentlichen Flachen im Bereich der Baumaflinahme durchzufihren.

erteilt.

TOP 8
Mitteilungen und Sonstiges

Zu diesem TOP ergeht keine Wortmeldung.



	Nummer
	Betreff
	Beschluß
	Zu

